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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Rechtsausschuss, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 

übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) In dem Aktionsplan der Kommission 

über das Stockholmer Programm wird die 

Ausarbeitung einer Strategie zur 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen, 

häuslicher Gewalt und 

Genitalverstümmlung von Frauen in 

Erwägung gezogen; im Anschluss daran 

soll ein EU-Aktionsplan ausgearbeitet 

werden. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Die politischen Herausforderungen 

in den Bereichen der justiziellen 

Zusammenarbeit in Zivil- und 

Strafsachen und der Drogenbekämpfung 

erfordern einen europäischen, 

interdisziplinären, integrierten und 

langfristigen Ansatz, der auf die 

Einhaltung und Förderung der 

Menschenrechte, der Grundfreiheiten, der 

Rechte der Frau sowie der Grundsätze der 

Gleichstellung der Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung abzielt. 
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (5a) Für die Verwirklichung der 

übergreifenden Priorität der 

Gleichstellung der Geschlechter und der 

Bekämpfung jeglicher Form von Gewalt 

gegen Frauen ist eine ausreichende und 

planbare Finanzierung erforderlich, 

daher sollte der Übergang hin zu einer 

Vereinfachung und einer effizienteren 

Verwaltung der Mittel gewährleisten, dass 

ein Teil der EU-Mittel auf Dauer zur 

Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter und zur Bekämpfung 

jeglicher Form von Gewalt gegen Frauen 

bereitgestellt wird. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8a) Die Finanzierung von Programmen 

und Maßnahmen zur Förderung der 

Rechte der Frau und der Gleichstellung 

der Geschlechter ist wesentlich, damit 

gewährleistet wird, dass der Haushalt der 

EU die im AEUV verankerten 

Verpflichtungen in Bezug auf die 

Gleichstellung der Geschlechter 

widerspiegelt; daher sollte die 

Kommission bei der Auswahl von 

Programmen und Maßnahmen, die für 

eine Finanzierung in Frage kommen, die 

Vorschläge anhand vorher festgelegter 

Kriterien bewerten, die dem europäischen 

Mehrwert in Bezug auf Gleichstellung der 

Geschlechter und Bekämpfung jeglicher 
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Form von Gewalt gegen Frauen in 

besonderem Maße Rechnung tragen. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8b) Geschlechtsspezifische Budgetierung 

ist die Anwendung des Gender 

Mainstreaming auf die 

Haushaltsprozesse. Sie impliziert eine 

gleichstellungsorientierte Bewertung von 

Mittelausstattungen, bei welchen der 

Aspekt der Gleichstellung auf allen 

Ebenen des Haushaltsprozesses 

berücksichtigt wird und die Einnahmen 

und Ausgaben so umstrukturiert werden, 

dass die Gleichstellung der Geschlechter 

gefördert wird. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Das Programm sollte gemäß den 

Artikeln 8 und 10 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union in 

allen seinen Maßnahmen die 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

fördern und Diskriminierungen 

entgegenwirken. Es sollten regelmäßig 

Überprüfungen und Bewertungen 

durchgeführt werden, um festzustellen, wie 

in den Programmtätigkeiten Fragen der 

Geschlechtergleichstellung und der 

Nichtdiskriminierung angegangen werden. 

(15) Das Programm sollte gemäß den 

Artikeln 8 und 10 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union in 

allen seinen Maßnahmen die durchgängige 

Berücksichtigung der Rechte der Frau 

und der Grundsätze der Gleichstellung 

von Männern und Frauen sowie der 

Nichtdiskriminierung unterstützen und 
fördern und Diskriminierungen 

entgegenwirken. Es sollten regelmäßig 

Überprüfungen und Bewertungen 

durchgeführt werden, um festzustellen, wie 

in den Programmtätigkeiten Fragen der 

Geschlechtergleichstellung und der 

Bekämpfung von Gewalt und 

Diskriminierungen aus Gründen des 
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Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 

Herkunft, der Religion oder der 

Weltanschauung, einer Behinderung, des 

Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
angegangen werden. 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (15a) Da das allgemeine Ziel und die 

spezifischen Ziele des in dieser 

Verordnung beschriebenen Programms 

auf die Schaffung eines europäischen 

Raums der Freiheit und des Rechts 

abzielen, können sie nur durch ein 

entschiedenes Engagement für die 

Förderung der Menschenrechte, der 

Grundfreiheiten, der Rechte der Frau und 

der Grundsätze der Gleichstellung der 

Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung auf europäischer 

wie auf nationaler Ebene erreicht werden. 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) „Angehörige der Rechtsberufe und der 

Rechtspflege“ Richter, Staatsanwälte, 

Rechtsanwälte, Notare, 

Gerichtsbedienstete, Gerichtsvollzieher, 

Gerichtsdolmetscher und andere Berufe, 

die an der Rechtspflege beteiligt sind. 

(b) „Angehörige der Rechtsberufe und der 

Rechtspflege“ Richterinnen und Richter, 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, 

Notarinnen und Notare, 

Gerichtsbedienstete, 

Gerichtsvollzieherinnen und 
Gerichtsvollzieher, 

Gerichtsdolmetscherinnen und 
Gerichtsdolmetscher und andere Berufe, 

die an der Rechtspflege beteiligt sind; 

Änderungsantrag 9 



 

AD\915348DE.doc 7/16 PE491.303v03-00 

 DE 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Aus dem Programm werden Maßnahmen 

mit europäischem Mehrwert finanziert. Zu 

diesem Zweck trägt die Kommission dafür 

Sorge, dass die geförderten Maßnahmen 

auf die Erzielung eines europäischen 

Mehrwerts gerichtet sind, und überprüft 

anhand der Endergebnisse der aus dem 

Programm finanzierten Maßnahmen, ob 

tatsächlich ein europäischer Mehrwert 

erzielt wurde. 

Aus dem Programm werden Maßnahmen 

mit europäischem Mehrwert finanziert, die 

den Grundsätzen des Gender-Budgeting 

(Aufstellung der Haushalte unter 

geschlechtsspezifischen Gesichtspunkten) 

entsprechen. Zu diesem Zweck trägt die 

Kommission dafür Sorge, dass die 

geförderten Maßnahmen auf die Erzielung 

eines europäischen Mehrwerts gerichtet 

sind, und überprüft anhand der 

Endergebnisse der aus dem Programm 

finanzierten Maßnahmen, ob tatsächlich 

ein europäischer Mehrwert erzielt wurde. 

Der europäische Mehrwert wird auf der 

Grundlage seines Potenzials bewertet, 

einen Beitrag zur Verwirklichung der 

übergreifenden Prioritäten der 

Gleichstellung der Geschlechter und der 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen zu 

leisten. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Allgemeines Ziel des Programms ist es, 

durch die Förderung der justiziellen 

Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen 

einen Beitrag zur Schaffung eines 

europäischen Rechtsraums zu leisten. 

Allgemeines Ziel des Programms ist es, 

durch die Förderung der justiziellen 

Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen 

einen Beitrag zur Schaffung eines 

europäischen Rechtsraums zu leisten, 

wobei den Rechtssystemen der einzelnen 

Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen ist. 

Um das allgemeine Ziel des Programms 

zu erreichen, ist es notwendig, die Artikel 

8, 9, 10, 11 und 18 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

und die Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union einzuhalten. Mit 

dem Programm sollen insbesondere die 
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Werte der Union in Bezug auf die 

Grundrechte, die Gleichstellung der 

Geschlechter und die 

Nichtdiskriminierung hochgehalten 

werden. 

 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe a  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Förderung einer wirksamen, 

umfassenden und kohärenten Anwendung 

des Unionsrechts im Bereich der 

justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und 

Strafsachen. 

Als Indikator für die Verwirklichung dieses 

Ziels dient unter anderem die Anzahl der 

Fälle grenzübergreifender 

Zusammenarbeit. 

(a) Förderung einer wirksamen, 

umfassenden und kohärenten Anwendung 

des Unionsrechts im Bereich der 

justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und 

Strafsachen sowie verbesserter 

verfahrensmäßiger Regelungen, 

insbesondere hinsichtlich der Rechte der 

Opfer von Straftaten, sexueller Gewalt 

und von sexuellem Missbrauch, 

insbesondere für die schwächsten 

Opfergruppen wie Frauen und Kinder. 

Als Indikator für die Verwirklichung dieses 

Ziels dient unter anderem die Anzahl der 

Fälle grenzübergreifender 

Zusammenarbeit. 

 

 
 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Erleichterung des Zugangs zur Justiz. 

Indikator für die Verwirklichung dieses 

Ziels ist unter anderem, wie der Zugang 

zur Justiz von der europäischen 

Öffentlichkeit wahrgenommen wird. 

(b) Erleichterung des Zugangs zur Justiz. 

Indikator für die Verwirklichung dieses 

Ziels ist unter anderem, wie der Zugang 

zur Justiz von der europäischen 

Öffentlichkeit wahrgenommen wird, 

insbesondere die Achtung der 
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Grundrechte, die Gleichstellung der 

Geschlechter und die 

Nichtdiskriminierung sowie 

Gleichstellung beim Zugang zur Justiz für 

alle. 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen und von geschlechtsspezifischer 

Gewalt, d.h. Gewalt, die sich gegen 

Frauen richtet, weil sie Frauen sind oder 

als Frauen wahrgenommen werden, oder 

Gewalt, die sich gegen eine Person richtet 

aufgrund ihres Geschlechts, ihrer 

Geschlechtsidentität oder des Ausdrucks 

ihrer Geschlechtlichkeit.  

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Das Programm zielt in allen seinen 

Maßnahmen darauf ab, die Gleichstellung 

von Frauen und Männern zu fördern und 

Diskriminierungen aus Gründen des 

Geschlechts, der Rasse oder der 

ethnischen Herkunft, der Religion oder 

der Weltanschauung, einer Behinderung, 

des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 

entgegenzuwirken. 

Mit allen Maßnahmen des Programms, das 

Gegenstand dieser Verordnung ist, sollten 

die Rechte der Frau, die Stärkung der 

Rolle der Frauen und die Grundsätze der 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

und der Nichtdiskriminierung gefördert 

und unterstützt werden. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe a 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) bessere Aufklärung und Erweiterung 

der Kenntnisse über das Unionsrecht und 

die Unionspolitiken; 

(a) bessere Aufklärung und Erweiterung 

der Kenntnisse über das Unionsrecht und 

die Unionspolitiken, insbesondere in den 

Bereichen Menschenrechte, 

Grundfreiheiten, Rechte der Frau und 

Grundsätze der Gleichstellung der 

Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung; 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) Förderung der Grundsätze der 

Gleichstellung der Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung und Ergreifen 

wirksamer Maßnahmen zur Bekämpfung 

jeglicher Form von Gewalt gegen Frauen; 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe d b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (db) Es sollte darauf geachtet werden, 

dass mit allen Maßnahmen des 

Programms die justizielle 

Zusammenarbeit und sowohl die 

wirksame Anwendung des Unionsrechts 

und die Verbesserung der 

Verfahrensregeln, insbesondere im 

Hinblick auf die Menschenrechte, die 

Grundfreiheiten, die Rechte der Frau, die 

Bedürfnisse von Kindern, den Grundsatz 

der Gleichstellung von Männern und 

Frauen, die Rechte der Opfer von 

Straftaten, als auch die Bekämpfung von 

Gewalt und Diskriminierungen aus 
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Gründen des Geschlechts, der Rasse, der 

ethnischen Herkunft, der Religion oder 

der Weltanschauung, einer Behinderung, 

des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 

gefördert und aufrechterhalten werden. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) analytische Arbeiten wie Sammlung 

von Daten und Statistiken; Entwicklung 

gemeinsamer Methoden und 

gegebenenfalls Indikatoren oder 

Referenzwerte; Studien, 

Forschungsarbeiten, Analysen und 

Erhebungen; Bewertungen und 

Folgenabschätzungen; Ausarbeitung und 

Veröffentlichung von Leitfäden, Berichten 

und Schulungsmaterial; Überprüfung und 

Bewertung der Umsetzung und 

Anwendung des Unionsrechts und der 

Durchführung der Unionspolitiken; 

Workshops, Seminare, Expertentreffen, 

Konferenzen; 

(a) analytische Arbeiten wie Sammlung 

von Daten und Statistiken; Entwicklung 

gemeinsamer Methoden und 

gegebenenfalls Indikatoren oder 

Referenzwerte; Studien, 

Forschungsarbeiten, Analysen und 

Erhebungen; Bewertungen und 

Folgenabschätzungen; Ausarbeitung und 

Veröffentlichung von Leitfäden, Berichten 

und Schulungsmaterial; Überprüfung und 

Bewertung der Umsetzung und 

Anwendung des Unionsrechts und der 

Durchführung der Unionspolitiken; 

Workshops, Seminare, Expertentreffen, 

Konferenzen, wobei darauf zu achten ist, 

dass systematisch eine 

Geschlechterperspektive einbezogen wird; 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Schulungen für Angehörige der 

Rechtsberufe und der Rechtspflege, unter 

anderem durch Personalaustausch, 

Workshops, Seminare, Ausbilder-

Schulungen und Entwicklung von Online- 

und sonstigen Schulungsmodulen; 

(b) Schulungen für Angehörige der 

Rechtsberufe und der Rechtspflege, unter 

anderem durch Personalaustausch, 

Workshops, Seminare, Ausbilder-

Schulungen und Entwicklung von Online- 

und sonstigen Schulungsmodulen, in 

denen Fragen wie Gleichstellung der 

Geschlechter, Rechte der Frau und 
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Gewalt gegen Frauen besondere 

Aufmerksamkeit gewidmet wird; 

Ausbildungsmodule sollten in enger 

Zusammenarbeit mit Organisationen der 

Bürgergesellschaft und Sachverständigen 

gestaltet werden, und die Fachleute 

sollten mit den erforderlichen 

Instrumenten ausgestattet werden, damit 

sie EU-Recht und -Politik in die Praxis 

umsetzen können; 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) wechselseitiges Lernen, 

Zusammenarbeit sowie Aufklärung und 

Wissensverbreitung, darunter Ermittlung 

und Austausch bewährter Verfahren, 

innovativer Konzepte und Erfahrungen 

sowie Organisation von Peer-Reviews; 

Veranstaltung von Konferenzen und 

Seminaren; Organisation von 

Sensibilisierungs- und 

Informationskampagnen, 

Medienkampagnen und –veranstaltungen 

einschließlich Vermittlung der politischen 

Prioritäten der Europäischen Union nach 

außen; Zusammenstellung und 

Veröffentlichung von Material zur 

Verbreitung sowohl von Informationen als 

auch von Ergebnissen des Programms; 

Entwicklung, Einsatz und Pflege von 

Informations- und 

Kommunikationssystemen und -

Instrumenten; 

(c) wechselseitiges Lernen, 

Zusammenarbeit sowie Aufklärung und 

Wissensverbreitung, darunter Ermittlung 

und Austausch bewährter Verfahren, 

innovativer Konzepte und Erfahrungen 

sowie Organisation von Peer-Reviews; 

Veranstaltung von Konferenzen und 

Seminaren; Organisation von 

Sensibilisierungs- und 

Informationskampagnen, 

Medienkampagnen und –veranstaltungen 

einschließlich Vermittlung der politischen 

Prioritäten der Europäischen Union nach 

außen; Zusammenstellung und 

Veröffentlichung von Material zur 

Verbreitung sowohl von Informationen als 

auch von Ergebnissen des Programms; 

Entwicklung, Einsatz und Pflege von 

Informations- und 

Kommunikationssystemen und -

Instrumenten; Das wechselseitige Lernen, 

die Zusammenarbeit, die Sensibilisierung 

und die Wissensverbreitung müssen die 

Förderung der Gleichstellung von 

Männern und Frauen und des Zugangs 

von Frauen zu Führungspositionen 

berücksichtigen; 
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Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Unterstützung der Hauptakteure, unter 

anderem Unterstützung der Mitgliedstaaten 

bei der Umsetzung und Anwendung des 

Unionsrechts und der Unionspolitiken; 

Unterstützung der wichtigsten Netzwerke 

auf europäischer Ebene, deren Tätigkeiten 

mit der Verwirklichung der Ziele dieses 

Programms zusammenhängen; Förderung 

der Netzarbeit von Facheinrichtungen und 

Fachorganisationen oder nationalen, 

regionalen und kommunalen Behörden auf 

europäischer Ebene; Finanzierung von 

Expertennetzen; Finanzierung von 

Beobachtungsstellen, die auf europäischer 

Ebene tätig sind. 

(d) Unterstützung der Hauptakteure, unter 

anderem Unterstützung der Mitgliedstaaten 

bei der Umsetzung und Anwendung des 

Unionsrechts und der Unionspolitiken; 

Unterstützung der wichtigsten Netzwerke 

auf europäischer Ebene, deren Tätigkeiten 

mit der Verwirklichung der Ziele dieses 

Programms zusammenhängen; Förderung 

der Netzarbeit von Facheinrichtungen und 

Fachorganisationen oder nationalen, 

regionalen und kommunalen Behörden auf 

europäischer Ebene; Unterstützung für 

den Ausbau von Opferhilfsdiensten, 

einschließlich Frauenhäusern, 
Finanzierung von Expertennetzen; 

Finanzierung von Beobachtungsstellen, die 

auf europäischer Ebene tätig sind; 

Finanzierung von institutionellen 

Gremien wie Agenturen und dezentralen 

Einrichtungen der Union, wie z. B. des 

Europäischen Instituts für 

Gleichstellungsfragen, sowie von 

Einrichtungen der polizeilichen und 

justiziellen Zusammenarbeit in 

Strafsachen und Einrichtungen, die mit 

der Politik der Europäischen Union in 

Verbindung stehen; 

 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Aus dem Programm können auch 

Ausgaben für Maßnahmen wie 

Vorarbeiten, Monitoring, Kontrolle, 

Prüfung und Bewertung finanziert werden, 

2. Aus dem Programm können auch 

Ausgaben für Maßnahmen wie 

Vorarbeiten, Monitoring, Kontrolle, 

Prüfung und Bewertung finanziert werden, 



 

PE491.303v03-00 14/16 AD\915348DE.doc 

DE 

die für die Verwaltung des Programms und 

die Verwirklichung seiner Ziele 

erforderlich sind; hierzu zählen 

insbesondere Studien, Expertentreffen, 

Informations- und Öffentlichkeitsarbeit 

einschließlich Vermittlung der politischen 

Prioritäten der Union nach außen, soweit 

sie mit den allgemeinen Zielen dieser 

Verordnung in Verbindung stehen, 

Ausgaben für IT-Netze mit Schwerpunkt 

auf Informationsverarbeitung und -

austausch sowie alle sonstigen Ausgaben 

für technische und administrative 

Unterstützung, die der Kommission bei der 

Verwaltung des Programms entstehen. 

die für die Verwaltung des Programms und 

die Verwirklichung seiner Ziele 

erforderlich sind; hierzu zählen 

insbesondere Studien, Expertentreffen, 

Informations- und Öffentlichkeitsarbeit 

einschließlich Vermittlung der politischen 

Prioritäten der Union nach außen, soweit 

sie mit den allgemeinen Zielen dieser 

Verordnung in Verbindung stehen, 

Ausgaben für IT-Netze mit Schwerpunkt 

auf Informationsverarbeitung und -

austausch sowie alle sonstigen Ausgaben 

für technische und administrative 

Unterstützung, die der Kommission bei der 

Verwaltung des Programms entstehen. Um 

zu gewährleisten, dass die Ressourcen 

wirksam und gerecht eingesetzt werden, 

sollte das Programmbudget einer 

Gleichstellungskontrolle unterzogen 

werden. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Das Programm wird von der 

Kommission regelmäßig daraufhin 

überprüft, inwieweit die auf seiner 

Grundlage in den Schwerpunktbereichen 

gemäß Artikel 6 Absatz 1 durchgeführten 

Maßnahmen umgesetzt und die in Artikel 5 

genannten spezifischen Ziele verwirklicht 

worden sind. Gleichzeitig lässt sich so 

feststellen, wie in den Programmtätigkeiten 

Fragen der Geschlechtergleichstellung und 

der Nichtdiskriminierung angegangen 

worden sind. Die Indikatoren sind 

gegebenenfalls nach Geschlecht, Alter und 

Behinderung aufzuschlüsseln. 

1. Das Programm wird von der 

Kommission regelmäßig daraufhin 

überprüft, inwieweit die auf seiner 

Grundlage in den Schwerpunktbereichen 

gemäß Artikel 6 Absatz 1 durchgeführten 

Maßnahmen umgesetzt und die in Artikel 5 

genannten spezifischen Ziele verwirklicht 

worden sind. Gleichzeitig lässt sich so 

feststellen, wie in den Programmtätigkeiten 

Fragen der Geschlechtergleichstellung und 

der Nichtdiskriminierung angegangen 

worden sind. Die Indikatoren sind 

gegebenenfalls nach Geschlecht, Alter und 

Behinderung aufzuschlüsseln. Der 

europäische Mehrwert im Hinblick auf 

die Verwirklichung der übergreifenden 

Priorität der Gleichstellung der 

Geschlechter und der Gewalt gegen 

Frauen sollte eine vorrangige 
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Bezugsgröße sein. 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) In den Bewertungen sollte eine 

Bilanz des übergreifenden Beitrags des 

Programms zu einer Union gezogen 

werden, die die Werte der Gleichstellung 

beim Zugang zur Justiz für alle, bei der 

Achtung der Grundrechte, der 

Gleichstellung der Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung hochhält. 
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